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Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 02.07.2003
Öffentliche Sitzung

I. Vortrag und Antrag des Referenten

Wie in der Sitzung des Umweltschutzausschusses am 03.06.2003. Der Ausschuss hat 
aufgrund des Änderungsantrags von SPD, Bündnis 90/Die Grünen/RL und FDP vom 
03.06.2003 folgenden Beschluss gefasst:

1. Dem Münchner Vorsorgemodell 2003, unter welchen Vorsorgeanforderungen künftig 

städtische Liegenschaften und Gebäude für Mobilfunksendeanlagen vermietet werden 

können, wird unter folgender Maßgabe zugestimmt:

Die Immissionsprognose wird in Form eines 3D-Modells mit Gebäudeprofilen und 

Reflexionen, bezogen auf die maximale Sendeleistung in alle Hauptstrahlrichtungen 

berechnet und dargestellt. Die Angabe erfolgt auf Feldstärkebasis, es kann auch eine 

vergleichbare Analyse herangezogen werden – das Modell gilt vorbehaltlich einer bun-

deseinheitlichen Regelung. In der Prognose ist der Immissionsort ersichtlich, an dem 

sich Menschen nicht nur vorübergehend aufhalten und wo erwartungsgemäß (z.B. 

aufgrund der Antennencharakteristik oder durch Reflexionen) die höchsten Immissio-

nen auftreten.

Die mit dem Bau und der Vermietung städtischer Liegenschaften und Gebäude be-

fassten Referate setzen das Münchner Vorsorgemodell zusammen mit dem Referat 

für Gesundheit und Umwelt um.

Mobilfunk;
Münchner Vorsorgemodell 2003;

Strahlung durch Mobilfunk-Antenne
Antrag Nr. 02-08 / A 00095 von Frau StRin Ursula Sabathil vom 21.06.2002

Fragwürdige UMTS-Technik
Änderungsantrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 26.09.2002
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Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, mit den Mobilfunkbetreibern 

im Falle der Nutzung eines städtischen profilüberragenden Gebäudes zu verhandeln, 

nicht mehr erforderliche Standorte im Umkreis des städtischen Gebäudes abzubauen.

2. Wie Ref.Antrag.

3. Wie Ref.Antrag.

4. neu

Da die Anlage 5 nicht den Anforderungen an die Immissionsprognose entspricht, wird 

sie als Beispiel für eine Immissionsprognose dem Antrag nicht mehr beigelegt.

5. Wie Ziffer 4 Ref.Antrag.

Der Referent übernimmt den Änderungsantrag.

II. Beschluss
nach Antrag. 

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München

Der/Die Vorsitzende Der Referent

Joachim Lorenz
Ober/Bürgermeister/in Berufsmäßiger Stadtrat
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III. Abdruck von I mit II.
über den stenographischen Sitzungsdienst
an das Revisionsamt
an die Stadtkämmerei
an das Direktorium - Dokumentationsstelle 
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU 122
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU 153
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU-GLS-SB
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU-GB
an das Planungsreferat 
an das Planungsreferat - HA IV/10
an das Referat für Arbeit und Wirtschaft
an das Kommunalreferat
an das Schul- und Kultusreferat
an das Baureferat
an das Sozialreferat
an das Personal- und Organisationsreferat

IV. Wv Referat für Gesundheit und Umwelt RGU 122
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7 Anlagen

Beschluss des Umweltschutzausschusses vom 03.06.2003 (VB)
Öffentliche Sitzung

I. Vortrag des Referenten

Die Bemühungen des Referates für Gesundheit und Umwelt in der Mobilfunkdiskussion 
haben nicht erst seit dem Beschluss des Umweltschutzausschusses vom 05.12.02 das 
Ziel, eine weitest gehende Strahlungsminimierung für die Münchner Bevölkerung zu errei-
chen. Das Referat für Gesundheit und Umwelt hat dabei immer wieder versucht, im Be-
nehmen mit den Netzbetreibern und den städtischen Fachdienststellen Maßnahmen zu 
entwickeln, mit dem dieses Ziel umgesetzt werden kann.

Dabei stehen die städtischen Liegenschaften besonders im Blickpunkt. Die Stadt als eine 
der größten Grundstückseigentümerinnen ist nicht erst seit dem Mobilfunkboom Ende der 
90er-Jahre und dem damit verbundenen intensiven Netzausbau als potentielle Vertrags-
partnerin für die Mobilfunkfirmen interessant. Im Hinblick auf die Einführung der neuen 
UMTS-Technologie spielen städtische Liegenschaften eine wichtige Rolle in der Netzpla-
nung der Mobilfunkfirmen.

Der städtische Grundbesitz ist aber stets auch für die Stadtverwaltung selbst, im Hinblick 
auf die Handlungs- und Gestaltungsspielräume, von Bedeutung. Die Vertragsfreiheit als 
Vermieterin bietet letztlich die einzige Möglichkeit, über den gesetzlichen Rahmen hinaus-
gehende Vorsorgeanforderungen an den Betrieb von Mobilfunksendeanlagen zu stellen. 
Deshalb sind Vereinbarungen über die Vermietung städtischer Liegenschaften ein aus-
schlaggebender Baustein in dem Gesamtkonzept.
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Bevor die Details des geplanten Konzeptes erläutert werden, erfolgt zunächst, auch zum 
besseren Verständnis, ein kurzer Rückblick auf die bisherigen Anstrengungen der Stadt-
verwaltung, ein belastungsorientiertes Modell zu verwirklichen, die daraus resultierenden 
Folgen sowie ein Überblick über Konzepte anderer Städte und Kommunen.

1. Rückblick

Bereits 1994 haben die mit dem Thema Mobilfunk befassten Referate der 
Stadt in Anbetracht der wachsenden Zahl von Mobilfunksendeanlagen im 
Stadtgebiet vereinbart, dass städtische Gebäude mit sensibler Nutzung 
nicht mehr für Sendeanlagen vermietet werden. Mit Beschluss des Um-
weltschutzausschusses vom 25.03.1999 wurde diese Beschränkung 
dahingehend erweitert, dass unmittelbar an die bereits genannten sensi-
bel genutzten Bereiche angrenzende städtische Liegenschaften eben-
falls nicht mehr für die Errichtung von Mobilfunkanlagen zur Verfügung 
gestellt werden.

Ausschluss
sensibel ge-
nutzter städ-
tischer Ge-
bäude

Bereits im Jahr 2001 versuchte das Referat für Gesundheit und Umwelt 
mit den Netzbetreibern gesonderte Betriebsbedingungen für das o. g. 
Verbot von Sendeanlagen auf städtischen Gebäuden auszuhandeln. Ne-
ben Informationsmaßnahmen und allgemeinen Planungsvorgaben sollten 
sich die Mobilfunkfirmen verpflichten, niedrigere Immissionswerte („Salz-
burger Vorsorgewert“) als die gesetzlichen Grenzwerte einzuhalten. Die 
Verhandlungen scheiterten, weil die Netzbetreiber nur zu marginalen Zu-
geständnissen innerhalb der gesetzlichen Vorgaben bereit waren.

Verhandlun-
gen über 
niedrigere
Vorsorgewer-
te scheitern

Die Stadtverwaltung setzte jedoch ihre Maßnahmen (Standortkarte im In-
ternet, Veröffentlichung von Baubeginnsanzeigen) um. Zudem fasste der 
Stadtrat in der Umweltschutzausschusssitzung vom 06.11.01 den heute 
noch gültigen Beschluss, dass die vom bestehenden Vermietungsaus-
schluss nicht berührten städtischen Liegenschaften und Gebäude nur
noch für Mobilfunksendeanlagen zur Verfügung gestellt werden, wenn der 
Netzbetreiber die Einhaltung der Münchner Vorsorgewerte (1/10 des 
Grenzwertes nach 26. BImSchV im Indoor-Bereich) nachweist.

„Münchner
Vorsorgewer-
te“ für städti-
sche Objekte

2. Auswirkungen des städtischen Grenzwertmodells
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Die Mobilfunkfirmen akzeptierten die städtischen Vorsorgeanforderungen 
nicht. Die ablehnende Haltung wurde mit dem Hinweis begründet, dass 
das gesetzliche Grenzwertkonzept nach Ansicht nationaler und internati-
onaler Kommissionen zum Schutz vor Gesundheitsgefahren ausreicht 
und für weitergehende Anforderungen keine Notwendigkeit besteht. Die 
Stadtverwaltung hat daher seit dem Stadtratsbeschluss vom 06.11.01 
keinen einzigen neuen Mietvertrag mit den Netzbetreibern abgeschlos-
sen. Auch auslaufende Verträge wurden aufgrund der neuen Konditionen 
nicht mehr verlängert, auch wenn die Einhaltung des Münchner Vorsor-
gewerts am bisherigen Standort gewährleistet wäre. Nichtsdestotrotz hat 
sich die Zusammenarbeit mit den Mobilfunkbetreibern insbesondere hin-
sichtlich ihrer Informationspolitik gegenüber der Landeshauptstadt Mün-
chen verbessert.

Vertragsboy-
kott der 
Netzbetreiber

Die "starren" städtischen Vorgaben führten in mehreren Fällen zu folgen-
der Situation: das städtische Objekt würde für die umliegende Bevölke-
rung die geringste Strahlenexposition bewirken, wenn darauf die Mobil-
funksendeanlage errichtet wird. Da der Netzbetreiber aber mit der Stadt 
aus den besagten Gründen (Vorsorgewerte) keinen Mietvertrag ab-
schließt, wird ein Standort realisiert, der zu einer vergleichsweise höhe-
ren Feldbelastung für die Anwohner führt.

Hierzu ein anschauliches Beispiel: Weil der Netzbetreiber seine Sende-
anlage nicht auf einem städtischen Gebäude (Gebäudehöhe: E + 2) er-
richten kann, akquiriert er ein Gebäude (1-geschossig) in einem Abstand 
von ca. 30 m. Eine der Sektorantennen ist direkt auf das städtische Ge-
bäude ausgerichtet und verursacht im Gebäudebereich und den gegenü-
berliegenden Zimmern eine ungünstige Expositionssituation. Das beilie-
gende Foto (siehe Anlage 2) veranschaulicht dies und verdeutlicht den 
Handlungsbedarf.

städtisches
Grenzwert-
modell führt 
zu Standorten 
mit höherer 
Feldbelas-
tung für die 
Nachbar-
schaft

Der geringe Spielraum des Grenzwertkonzepts für alle Beteiligten wurde 
letztlich besonders deutlich, als die Mobilfunkfirmen während des Okto-
berfestes 2002 Standorte für temporäre Sendeanlagen auf der There-
sienwiese anmieten wollten. Nach geltender Beschlusslage hätten sich 
die Netzbetreiber vertraglich zur Einhaltung der Vorsorgewerte verpflich-
ten müssen, wozu die Mobilfirmen allerdings nicht bereit waren. Unter 

Berücksichtigung der besonderen Anlagensituation (temporärer Betrieb 
für 16 Tage) und auf der Basis der Beschlusslage vom 06.11.2001 wur-

Initialzündung
für die Neu-
bewertung:
Mobilfunkan-
lagen wäh-
rend der 
Wiesn 2002
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de ein Kompromiss vereinbart. Die Standorte konnten angemietet wer-
den, da durch eine vorherige Immissionsprognose der Netzbetreiber 
nachgewiesen wurde, dass die auftretende Feldbelastung in den nächst-
gelegenen Wohnungen unter den Münchner Vorsorgewerten liegt. Mes-
sungen eines von der Stadt beauftragten Sachverständigen während des 
Anlagenbetriebs haben die Richtigkeit der Immissionsprognosen bestä-
tigt. Insoweit wurden die städtischen Anforderungen erfüllt.

Die vorgenannten Auswirkungen und der Fall „Oktoberfest 2002“ ließen 
erkennen, dass das städtische Grenzwertkonzept im Hinblick auf eine 
Reduzierung der Strahlenbelastung nicht mehr zielführend war.

RGU hält Be-
schlusslage
nicht mehr für 
zielführend

Dieses Ziel, die Strahlenbelastung für die Bevölkerung zu reduzieren und 
so dem Minimierungsgebot Rechnung zu tragen, griff die SPD-Fraktion
mit ihrem Änderungsantrag vom 26.09.2002 auf.

Änderungs
antrag der 
SPD-Fraktion
mit dem Ziel: 
Minimierung
der Strahlen-
belastung

3. Modelle anderer Städte und Kommunen

Die geringen rechtlichen Handlungs- und Gestaltungsspielräume, an de-
nen weder die freiwillige Selbstverpflichtung noch der Mobilfunkpakt rüt-
teln, führen dazu, dass eine Vielzahl von Städten und Kommunen vor al-
lem in Ballungsräumen mit entsprechender Anlagendichte eigene Model-
le und Konzepte entwickeln.

Nachfolgend eine Auswahl:

Nürnberg
Das Engagement der Stadt Nürnberg im Konfliktfeld Mobilfunk sieht die 
folgenden Schwerpunkte vor:

- Frühzeitige und transparente Information der Öffentlichkeit im Internet 
über geplante Standorte und durch das Mobilfunkkataster
- Verpflichtung der Mobilfunkbetreiber zur Berücksichtigung von 

sensiblen Einrichtungen im Umfeld geplanter Sendestandorte und ge-
meinsame Suche nach möglichen Alternativen bei kritischer Nähe
- bei Bürgerprotesten gegen geplante Standorte in Wohngebieten am 

Nürnberg
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Runden Tisch nach konsensfähigen Lösungen suchen
- in schwierigen Konfliktfällen Erstellung einer Immissionsprognose durch 
Fachgutachter
- Bereitstellung von städtischen Liegenschaften, um in Konfliktfällen un-
günstigere Standortalternativen zu vermeiden.

Duisburg
Im Beschluss des Umweltschutzausschusses vom 05.12.02 wurde das 
Modell der Stadt Duisburg bereits vorgestellt. Der Vollständigkeit halber 
wird das Konzept noch einmal erläutert:

- Auch Orte sensibler Nutzung sollen als Standort für Antennen genutzt 
werden
- Verringerung der Bestrahlung auf 1/10 der Grenzwerte für die Feldstär-
ken durch entsprechende Positionierung der Antenne im Umfeld
- Bevorzugung von städtischen Gebäuden als Antennenstandorte

Duisburg

Düsseldorf
In Düsseldorf soll versucht werden, den Netzbetreibern und der Kommu-
ne die Standortsuche zu erleichtern, wobei kommunale Gebäude bevor-
zugt unter Beachtung von Standortkriterien genutzt werden sollen:
- Keine Bündelung von Sendeanlagen in städtischen Gebieten mit einer 
hohen Wohnsiedlungs- und Arbeitsplatzdichte
- Bündelung von Sendeanlagen auf Sendemasten in schwach besiedel-
ten Außenbereichen
- neue Sendeanlagen sollen einen Abstand von 100 m zu sensiblen Nut-
zungen (insb. Grundschulen, Kindertagesstätten und Kindergärten) ein-
halten
- gesonderte Definition freizuhaltender Flächen (z. B. in den Rheinauen) 
durch die Kommune

Düsseldorf

Augsburg
Die Stadt Augsburg will mit den Mobilfunkfirmen eine Vereinbarung zum 
Ausbau der Mobilfunknetze treffen. Der Vereinbarung liegt bislang im 
Entwurf vor und wird nach Auskünften von Betreibern in der vorliegenden 
Form auch nicht unterzeichnet werden. Sie enthält folgende 

Eckpunkte:
- Keine Mobilfunksendeanlagen auf Schulen, Kindergärten und Kranken-
häusern

Augsburg
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- Einhaltung des Denkmalschutzes, Rücksichtnahme auf das Stadtbild 
insbesondere im Ensemblebereich
- Mehrfachnutzung geeigneter Standorte ist anzustreben
- Festlegung von Suchkreisen im Konsens
- Zusammenarbeit bei der Information der Öffentlichkeit
- Bereitstellung geeigneter städtischer Liegenschaften
- Einhaltung von Vorsorgewerten in Wohngebieten, Schulen, Kindergär-
ten und Krankenhäusern; eine elektrische Feldstärke von 5 % des 
Grenzwertes der 26. BImSchV darf in den zum dauernden Aufenthalt be-
stimmten Räumen nicht überschritten werden; rechnerischer Nachweis 
vor Inbetriebnahme sowie gelegentliche Kontrollmessungen auf Kosten 
der Netzbetreiber.

Paris
Das aktuellste Beispiel für städtische Einzellösungen sind die Vereinba-
rungen der Stadt Paris mit den 3 französischen Mobilfunkunternehmen, 
die laut einer gemeinsamen Pressemeldung der Stadt Paris und der 3 
französischen Mobilfunkunternehmen (Anlage 3 und 4) noch im März in 
der „Pariser Charta“ fixiert werden sollen:

- Verbesserte Integration der Sendeanlagen in das Stadtbild
- Information und Beratung; Gründung einer Beratungskommission, In-
formation der Stadtbezirke, Information der Bevölkerung über die Feld-
stärken im Nahbereich der Sendeanlagen (Grundlage dafür ist eine jährli-
che Feldstärkenbewertung von 600 Sendeanlagen durch einen unabhän-
gigen Gutachter)
- Garantie für ein niedriges Belastungsniveau unter Berücksichtigung des 
künftigen Netzausbaus incl. UMTS (Anm.: Zielwerte bleiben offen)

- Erstellung eines Immissionskatasters; in Übereinstimmung mit einer 
nationalen Studie soll das Kataster bestätigen, dass in städtischen Be-
reichen niedrige Expositionsraten (in vielen Fällen um den Faktor 10 un-
ter den zulässigen Werten) auftreten.

Die im Internet einer französischen Vereinigung gegen Mobilfunk getrof-
fenen Aussagen hinsichtlich verbindlicher niedriger Grenzwerte werden 
in dieser Pressemeldung nicht bestätigt.

Paris

Gräfelfing
Große Aufmerksamkeit wird derzeit der „integrierten kommunalen Mobil-
funkplanung“ der Münchner Nachbargemeinde Gräfelfing zuteil. Die Ge-

Gräfelfing
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meinde Gräfelfing hatte im Jahr 2000 ein Ingenieurbüro damit beauftragt, 
ein vorsorgeorientiertes Standortkonzept für Mobilfunksendeanlagen im 
Gemeindegebiet zu entwickeln. Die Auftragskriterien sollten dabei sein:
- Leistungsflussdichte (Outdoorwert) im Bereich der Wohnbebauung und 
sensibler Bereiche von 1 mW/m²
- keine Realisierung von Mobilfunkstandorten in reinen oder allgemeinen 
Wohngebieten
- gemeinsame Standortnutzung durch die Mobilfunkbetreiber
- Sicherstellung einer Mobilfunkgrundversorgung im Gemeindegebiet 
(Empfang im Outdoor-Bereich und im oberirdischen Indoor-Bereich soll 
gewährleistet sein)
Das Ingenieurbüro hat die Untersuchung inzwischen abgeschlossen. Die 
Ergebnisse zeigen, dass eine flächendeckende Mobilfunkversorgung oh-
ne Standorte in Wohngebieten und bei Einhaltung eines Vorsorgewertes 
für die Leistungsflussdichte von 1 mW/m² möglich ist. Es handelt sich 
hier um insgesamt 14 Standorte. Der Gräfelfinger Gemeinderat hat das 
Standortgutachten bereits gebilligt und dessen Umsetzung beschlossen. 
Dabei sind folgende Schritte geplant:
- Ausweisung der konzeptverträglichen Mobilfunkstandorte im Flächen-
nutzungsplan sowie den Bebauungsplänen
- Verhandlungen mit den Netzbetreibern, um die konzeptverträglichen 
Standorte umzusetzen sowie bestehende kritische Sendeanlagen abzu-
bauen
- Verhandlungen mit den Eigentümern künftiger Standortgrundstücke zur 
Sicherung langfristiger Nutzungsrechte 

Fazit
Alle genannten Modelle haben trotz der zum Teil sehr unterschiedlichen 
Lösungsansätze Eines gemeinsam: das Hauptziel ist eine Minimierung 
der Strahlenbelastung für die Bevölkerung. Im Gegensatz zu den Verein-
barungen, Selbstverpflichtungen oder Pakten auf Bundes- oder Landes-
ebene berücksichtigen diese Modelle zum Teil auch die spezifischen Be-
sonderheiten in den Städten und Gemeinden.

Ziel aller 
Konzepte und 
Modelle:
Minimierung
der Strahlen-
belastung

Deshalb können die einzelnen Modelle auch nicht so ohne Weiteres für 
München übernommen werden. Am Beispiel des Standortkonzepts der 

Gemeinde Gräfelfing wird dies besonders deutlich. Allein der finanzielle 
Aufwand unterscheidet sich um ein Vielfaches. Den Angaben des Ingeni-
eurbüros zufolge beträgt der durchschnittlichen Pro-Kopf-Aufwand für 
seine Leistungen 2-3 €/Einwohner.



Seite 8

Hinzu kommt, dass die funktechnischen und strukturellen Gegebenheiten 
in Gräfelfing und München nicht vergleichbar sind. Die Anlagenzahlen 
verdeutlichen dies besonders. Das Gräfelfinger Standortkonzept wurde 
für 15 Standorte entwickelt. In München werden derzeit ca. 790 Standorte 
mit über 6000 Einzelanlagen betrieben. Inhomogene verdichtete Sied-
lungsstrukturen, fehlende Freiräume im Außenbereich, hohes Ge-
sprächsaufkommen sind weitere Faktoren, die es fast unmöglich er-
scheinen lassen, dass ein solches Standortkonzept für München entwi-
ckelt werden kann.

Davon abgesehen, könnte dieses Standortkonzept schon aus zeitlichen 
Gründen nicht in der Bauleitplanung umgesetzt werden. Im Ballungsraum 
München ist eine über einen längeren Zeitraum hinweg konstante Netz-
planung nicht möglich. Die Mobilfunkfirmen können sich deshalb kaum 
auf verbindliche, im Flächennutzungsplan oder Bebauungsplan auszu-
weisende Anlagenstandorte festlegen.

Im Rahmen der Behandlung einer Anfrage des Bezirksausschusses des 
21. Stadtbezirkes bzw. eines Antrags des Bezirksausschusses des 5. 
Stadtbezirkes wird dennoch versucht, das Gräfelfinger Planungskonzept, 
soweit es technisch und finanziell möglich ist, als Pilotprojekt für einen 
ausgewählten Stadtbereich zu übernehmen.

Mit dem nachgenannten Münchner Vorsorgemodell soll allerdings in je-
dem Fall sichergestellt werden, dass die Münchner Bevölkerung nicht 
schlechter gestellt wird als Andere.

4. Möglichkeiten der Strahlenminimierung

Bevor das Vorsorgemodell für München und insbesondere für die städti-
schen Liegenschaften im Detail vorgestellt wird, werden noch einmal die 
verschiedenen grundsätzlichen Möglichkeiten, eine Strahlenminimierung 
zu erreichen, erläutert.

„viele Wege 
führen nach 
Rom“

Großzellige Funknetzstrukturen

Es ist eine Überlegung wert, die Antennen aller Anbieter an einem Masten 
zusammenzufassen und diesen auf ein im Hinblick auf das Ortsbild eher 
unproblematisches Standortgebäude zu installieren Gerade hohe Ge

Schonung
des Ortsbil-
des durch 
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unproblematisches Standortgebäude zu installieren. Gerade hohe Ge-
bäude würden sich hier anbieten. Die Verschandelung der Dachland-
schaft wäre dann bestimmt nicht so groß als wenn auf jedem dritten 
Dach ein Mast stünde. Es wäre in diesem Zusammenhang auch denkbar 
die Antennen an zentrale höhere Masten zu montieren. Bei solchen Anla-
gen ergeben sich jedoch Fragen im Hinblick auf die städtebauliche Rele-
vanz und der bauordnungsrechtlichen Zulässigkeit.

Bei solchen exponierten Antennen müssen allerdings sowohl Mobiltelefon 
als auch die Basisstationen mit erhöhter Sendeleistung arbeiten. Die E-
missionsquelle Mobilfunktelefon bewirkt folglich in einem großzelligen 
Mobilfunknetz mit wenigen zentralen Standorten höhere Feldstärken und 
damit eine größere Belastung für den Kopfbereich des Telefonierenden.

Für die Bevölkerung, die in der nächsten Umgebung der Basisstation 
wohnt, führt die höhere Leistung der Basisstation nicht unbedingt zu ei-
ner höheren Belastung. Hier kommt schlicht und einfach der Leuchtturm-
Effekt zum tragen. Die höheren Sendeleistungen erzeugen aber unter
Umständen in weiter entfernten Häusern, die sich im Hauptstrahl der An-
tenne befinden, höhere Feldstärken und damit höhere Belastungen. 
Durch Überreichweiten dieser exponierten Standorte kann es zudem im 
ansonsten engmaschigen Funknetz innerhalb der Stadtgebiete zu Funk-
störungen kommen.

Und noch etwas ist zu beachten, wenn über Standortbündelung gespro-
chen wird: die Münchnerinnen und Münchner belegen einen Spitzenplatz 
in den Gesprächsstatistiken jedes Netzbetreibers. Täglich werden hier 
ca. 13 Millionen Verbindungen aufgebaut. Eine einzelne Basisstation 
kann aber gleichzeitig maximal ca. 80 Funkdienste abwickeln. Ob einzel-
ne zusammengefasste Standorte dieses Aufkommen bewältigen könn-
ten, ist deshalb mehr als fraglich.

Dennoch würde dieser Ansatz in Ortsteilen mit relativ geringem Funkauf-
kommen eine großflächige Versorgung ermöglichen.

Standortbün-
delung

höhere Sen-
deleistung
von Handy 
und Basissta-
tion bei grö-
ßeren Entfer-
nungen

Leuchtturm-
Effekt

Kapazitäts-
grenzen sind 
Schranken für 
eine Stand-
ortbündelung

Kleinzellige Funknetzstruktur

Eine Alternative wäre, ein Funknetz mit kleinen Versorgungszellen in ört-
licher Nähe zum Mobilfunkkunden zu realisieren. Schon aus funktechni-
schen Gründen zeichnet sich eine engmaschige Netzstruktur durch nied-
i S d l i t d B i t ti d it i i h i ht

Vorteil kleine-
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rige Sendeleistungen der Basisstationen aus, damit sie sich nicht ge-
genseitig stören. Der Vorteil von kleineren Zellen liegt auch darin, dass 
ein homogeneres Netz aufgebaut werden kann und somit der End-
verbraucher (Handynutzer) eine günstigere Empfangssituation vorfindet. 
Das führt in der Regel neben der größeren Kapazität auch zur maximal 
möglichen Reduzierung der Sendeleistung des Mobiltelefons.

Der offensichtliche Nachteil liegt aber darin, dass dadurch mehr Standor-
te benötigt werden. Für einen einzelnen Netzbetreiber kann dies daher 
wegen der Vielzahl an Antennen einen erheblichen wirtschaftlichen 
Nachteil darstellen. Ein solches Vorgehen bietet sich daher im kleinräu-
migen Bereich mit hoher Nutzerdichte an.

rer Funkzel-
len: niedrige 
Sendeleis-
tung der Ba-
sisstation und 
des Handys

Nachteil: ho-
he Standort-
kosten

Schutzzonen für sensibel genutzte Bereiche

In der Mobilfunkdiskussion scheiden sich gerade an diesem Punkt die 
Geister. Sollen im Umkreis solcher Einrichtungen wie z. B. nach dem 
Konzept der Stadt Düsseldorf Schutzbereiche festgelegt werden oder 
sollte der Vorschlag z. B. der Stadt Duisburg umgesetzt werden, Mobil-
funksendeanlagen bewusst auf Kindergärten, Schulen und Altenheime zu 
setzen, um so die Belastung der Nutzer bzw. Bewohner solcher Einrich-
tungen zu reduzieren.

Die strikte Entscheidung für oder gegen eines dieser Modelle ist nicht op-
timal und auch nicht geboten. Vielmehr ist jeder Einzelfall unter Beach-
tung des bereits geschilderten Leuchtturmeffekts zu bewerten.

Die physikalischen Gegebenheiten - niedrige Feldstärken im Standortge-
bäude und im Nahbereich der Mobilfunksendeanlage - sind nur unter be-
stimmten Rahmenbedingungen nutzbar. So ist es beispielsweise nicht 
sinnvoll, eine Antenne auf einem städtischen Gebäude zu errichten, 
wenn die in Hauptstrahlrichtung der Antennen gelegenen Nachbargebäu-
de höher als das des Gebäudes sind. Auch bei ähnlich

hoher Bebauung wird – abhängig vom Neigungswinkel der Antenne - eine 
deutliche Belastung in den Räumen des Nachbargebäudes möglich sein. 
Durch Reflexionen von Sendestrahlen am Nachbargebäude entsteht zu-
dem eine erhebliche Eigenbelastung im Standortgebäude selbst. 

Schutzzonen
für Kindergär-
ten oder 
Sendeanla-
gen auf die 
Schulen?

Bewertungs-
grundlage:
Leuchtturmef-
fekt
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Eine Einzelfallbetrachtung wird also in jedem Falle sinnvoll und zielfüh-
rend sein. Einzelfallbe-

trachtung
sinnvoll und 
praktikabel

Einzelfallbetrachtung

Wie vorstehend ausgeführt, kann das Ziel der Immissionsminderung
nicht nur durch den einen oder anderen Lösungsansatz erreicht werden. 
So werden also viele gegeneinander in Konkurrenz stehende physikali-
sche, wirtschaftliche und psychologische Effekte zu beachten sein, wenn 
eine Antenne errichtet werden soll.

Letztlich wird nur eine Mischung der verschiedensten Lösungsansätze 
zu einer Optimierung der Netze bei gleichzeitiger Reduzierung der Feld-
stärken und damit zu einer Belastungsreduzierung für die Bevölkerung 
führen. Dies erfordert jedoch Offenheit in der Diskussion und die Bereit-
schaft aller Beteiligten, auch unkonventionelle Wege zu gehen.

Mischung
standortbe-
zogener Lö-
sung

5. Münchner Vorsorgemodell für städtische Liegenschaften

Die städtischen Liegenschaften können, wie schon ausgeführt wurde, ein 
wichtiges Steuerungsmittel für die Landeshauptstadt München zur wei-
test gehenden Strahlenreduzierung für die Münchner Bevölkerung dar-
stellen. Für die Netzbetreiber wiederum bietet der Grundbesitz der Stadt 
zahlreiche und funktechnisch geeignete Alternativen für den Aufbau ihrer 
Mobilfunknetze.

Das Referat für Gesundheit und Umwelt hat in Erledigung des Aufgriffs-
beschlusses vom 05.12.02 und aufgrund des Änderungsantrags der 
SPD-Fraktion vom 26.09.02 in zwei Verhandlungsrunden mit den Netz-
betreibern und den umweltpolitischen Sprecherinnen und Sprechern der 
im Stadtrat vertretenen Fraktionen ein Konzept für die städtischen Lie-
genschaften entwickelt.

Verhandlun-
gen mit In-
dustrie und 
Politik

Dieses Konzept enthält die nachfolgenden für den Abschluss eines Miet-
vertrages maßgeblichen Verfahrensregelungen:

Mit dem Antrag auf Anmietung eines städtischen Objektes legt der Netz-
betreiber eine Immissionsprognose vor. Die Immissionsprognose auf

Vorlage einer 
Immissions-

fü
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Feldstärkenbasis ist vorbehaltlich einer bundeseinheitlichen Regelung i-
dealer Weise in Form eines 3D-Modells in alle Hauptstrahlrichtungen für
den nächstgelegenen Immissionsort abzugeben, an dem sich Menschen 
nicht nur vorübergehend aufhalten und wo erwartungsgemäß (z. B. auf-
grund der Antennencharakteristik oder durch Reflexionen) die höchsten 
Immissionen bezogen auf die maximale Sendeleistung der Anlage auftre-
ten. Zu diesen Immissionsorten zählen auch Kinderspielplätze.

Das Standortgebäude ist ebenfalls in die Bewertung mit einzubeziehen. 
Eine etwaige Vorbelastung ist bei der Prognose zu berücksichtigen. An-
lage 5 zeigt ein Beispiel für eine derartige Immissionsprognose auf.

prognose für 
Umgebung
und Stand-
ortgebäude

Die Immissionsprognose muss für jede Sendeanlage, also auch für Mik-
rozellen, vorgelegt werden. Davon ausgenommen sind lediglich Richt-
funkantennen, weil von ihnen aufgrund der Antennen- und Richtcharakte-
ristik keine Immissionen ausgehen. Bei der Immissionsprognose berück-
sichtigt der Netzbetreiber auch eventuelle Anlagen anderer Mobilfunk-
betreiber im Suchkreis.

Die Prüfung einer solchen Immissionsprognose sowie die vorgesehene 
technische Nachprüfung erfolgt federführend durch das Referat für Ge-
sundheit und Umwelt. Richtschnur für den Abschluss eines Mietvertra-
ges ist, wenn die Immissionsprognose zeigt, dass das städtische Objekt 
die weitest gehende Strahlungsminimierung für die umliegende 
Bevölkerung und die Nutzer des städtischen Objektes ergibt. Un-
beschadet des Ergebnisses der Immissionsprognose wird der Umwelt-
schutzausschuss dann befasst, wenn die prognostizierte Immission bei 
der günstigsten Standortalternative am Ort, an dem sich Menschen nicht 
nur vorübergehend aufhalten 10 % des frequenzabhängigen Grenzwer-
tes der 26. BImSchV überschreitet.

Weitest ge-
hende Strah-
lungsminimie-
rung

Bei Überschreitung der stadtinternen Befassungsschwelle wird dem 
Umweltschutzausschuss unter Vorlage alternativer Immissionsprogno-
sen für verschiedene Standorte im entsprechenden Suchkreis das Er-
gebnis der Immissionsprognose für den Anlagenstandort auf dem städti-
schen Grundstück vorgelegt, um eine Einzelfallentscheidung über eine 
evtl. Vermietung treffen zu können.
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Es sollen vor allem städtische Gebäude genutzt werden, die deutlich das 
Profil der umliegenden Bebauung überragen.

Um Auswirkungen von Nebenkeulen zu vermeiden, sollen Antennen-
standorte ausgewählt werden, die keine Sichtverbindung zwischen den 
Räumen des Gebäudes und der Sendeanlage haben.

Unabhängig vom Ergebnis der Immissionsprognose muss auch künftig 
die Entscheidungsbefugnis des jeweiligen Verwalters des Objektes, auf 
dem die Antennenanlage errichtet werden soll, erhalten bleiben. Dies be-
deutet, dass das städtische „Eigentümer“-Referat und die Gebäudenut-
zer nach wie vor darüber entscheiden können, ob auf „seinem“ bzw. „ih-
rem“ Objekt eine Antennenanlage errichtet werden darf.

Abschließen-
de Entschei-
dungsbefug-
nis des „Ei-
gentümer“-
Referats und 
der Gebäu-
denutzer

Ein Mietvertrag wird demzufolge erst dann mit einem Mobilfunkbetreiber 
abgeschlossen, wenn neben den technischen Anforderungen auch die 
generelle Zustimmung der „Eigentümer“ bzw. Nutzerreferate vorliegt und 
vom Referat für Gesundheit und Umwelt die Richtigkeit der vom Mobil-
funkbetreiber erstellten Immissionsprognose bestätigt wird.

Städtische Gebäude, die von Kindern und Jugendlichen genutzt werden, 
stehen grundsätzlich nicht zur Verfügung. Ausnahmen können auf Antrag 
aller Nutzer genehmigt werden.

Stichprobenhaft werden Immissionsmessungen nach der Errichtung und 
Inbetriebnahme von Mobilfunksendeanlagen durchgeführt, um die Ergeb-
nisse der Immissionsprognose zu verifizieren. Die Stadtverwaltung gibt 
die Messungen in Auftrag. Die dadurch entstehenden Kosten werden 
entweder durch die vertragliche Bereitstellung eines entsprechenden Be-
trages oder die Kostenübernahme des Netzbetreibers abgedeckt.

Messungen

Wird eine bestehende Mobilfunksendeanlage auf einem städtischen Ob-
jekt wesentlich geändert, muss eine neue Immissionsprognose unter Be-
rücksichtigung der Anlagenänderungen vorgelegt werden. Dies ist insbe-
sondere dann notwendig, wenn mit der Anlagenänderung eine Zunahme 
der Immissionen verbunden ist. Mit der Errichtung der wesentlichen Än-
derungen darf erst begonnen werden, wenn die Stadt schriftlich zu-
stimmt. Sollte eine bestehende Mobilfunksendeanlage zurückgebaut 

Neue Prog-
nose bei 
nachweis-
pflichtigen
Änderungen
bestehender
Anlagen



Seite 14

werden, ist keine erneute Prognose notwendig.
Die Vertragslaufzeit beträgt höchstens 10 Jahre.

Sollte der Mobilfunkbetreiber die in der Immissionsprognose vorgelegten 
Werte überschreiten, hat die LH München das Recht, wenn der Betreiber 
die Immissionswerte nicht wieder senkt, den Vertrag vorzeitig zu kündi-
gen.

Liegen Ergebnisse der vom Bundesumweltministerium in Auftrag gege-
benen Untersuchungen zu gesundheitlichen Risiken durch Mobilfunk vor, 
die eine Änderung der 26. BImSchV zwingend nahe legen, haben die Ver-
tragspartner ein Sonderkündigungsrecht, den Mietvertrag für das städti-
sche Objekt zu beenden oder unter den neuen Bedingungen neu zu ver-
handeln.

Vertragslauf-
zeit und Kün-
digungsfälle

Die Einnahmen aus der Vermietung von städtischen Gebäuden an Mobil-
funkbetreiber werden im Rahmen der haushaltstechnischen Möglichkei-
ten für Maßnahmen zur weiteren Reduzierung der Strahlungsbelastung 
für die Münchner Bevölkerung verwendet.

Der nachfolgende Vorschlag enthält die Regelungen, die aus der Sicht 
des Referates für Gesundheit und Umwelt zur Umsetzung des Münchner 
Vorsorgemodells notwendig sind. Vertragsregelungen über die Höhe der 
Miete sind nicht Gegenstand dieses Vorschlags und werden zwischen 
den betreffenden städtischen Dienststellen und den Mobilfunkfirmen in 
eigener Verantwortung verhandelt.

„Vertragsgegenstand
Die Stadt bietet auf der Grundlage der von der Firma ..... vorgelegten 
Immissionsprognose vom ......... auf dem Grundstück ....... einen Stand-
ort zur Errichtung einer Mobilfunksendeanlage an.

Der Firma ...... wird am Standort ..... die Fläche ...... (siehe Lageplan) zur 
Errichtung einer Mobilfunksendeanlage vermietet.

Textvor-
schlag für 
künftige
Mietverträge

Einzelvereinbarungen
Die Immissionsprognose vom ..... ist Bestandteil des Vertrages.

Maßgeblicher Immissionsort auf der Grundlage der Immissionsprogno-
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se, an dem sich Menschen nicht nur vorübergehend aufhalten und wo 
erwartungsgemäß (z. B. aufgrund der Antennencharakteristik oder durch 
Reflexionen) die höchsten Immissionen bezogen auf die maximale Sen-
deleistung der Anlage auftreten: ..................

Vereinbarungsoption für den Einzelfall
Der Vertragsnehmer verpflichtet sich, die Kosten einer vom städtischen 
Referat für Gesundheit und Umwelt in Auftrag gegebenen Immissions-
messung der elektromagnetischen Feldstärken entweder zu überneh-
men oder einen Betrag in Höhe von ....... € zu leisten. Die Messung wird 
durch einen auf der Liste des Bayerischen Landesamtes für Umwelt-
schutz aufgeführten Sachverständigen durchgeführt.

Wesentliche Änderung
Jede bauliche oder technische Änderung der Anlage bedarf der schriftli-
chen Zustimmung der Landeshauptstadt München.

Für den Fall, dass die Mobilfunksendeanlage am Standort ........ wesent-
lich geändert wird, verpflichtet sich der Vertragsnehmer, eine Immissi-
onsprognose unter Berücksichtigung der Anlagenänderungen vorzule-
gen. Mit der Durchführung der Änderung darf erst begonnen werden, 
wenn die Stadt schriftlich zustimmt.

Eine wesentliche Änderung einer bestehenden Mobilfunksendeanlage 
liegt vor, wenn die Änderung Gegenstand eines Nachweisverfahrens 
nach der Verordnung über das Nachweisverfahren zur Begrenzung elekt-
romagnetischer Felder ist oder dadurch eine Erhöhung der Feldstärken 
im Immissionsbereich der Sendeanlage verbunden ist.“

Vertragslaufzeit
Die Vertragslaufzeit beträgt höchstens 10 Jahre.

Kündigung
Liegen Ergebnisse der vom Bundesumweltministerium in Auftrag gege-
benen Untersuchungen zu gesundheitlichen Risiken durch Mobilfunk 
vor, die eine Änderung der 26. BImSchV zwingend nahe legen, haben die 
Vertragsparteien ein Sonderkündigungsrecht, den Mietvertrag für das 
städtische Objekt am Standort..............zu beenden oder unter den neuen 
Bedingungen neu zu verhandeln.
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6. Entwicklung eines städtischen EMF-Monitoringprogramms

Die Ergebnisse eines EMF-Monitorings ausschließlich für das Stadtge-
biet München wären schon deshalb interessant, weil die spezifischen 
Gegebenheiten eines Ballungsraums noch in keinem Monitoringprojekt 

untersucht wurden. Projekte, wie z. B. das EMF-Monitoring des Bayer. 
Landesamtes für Umweltschutz oder die bundesweiten Messreihen der 
Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post sind vom statisti-
schen Ansatz (Zahl der Anlagen, Frequenzbereich, Untersuchungsge-
biet) sehr viel breiter angelegt und berücksichtigen den städtischen 
Raum allenfalls mit einzelnen Messpunkten. Beispielsweise hat die Re-
gulierungsbehörde für Telekommunikation und Post in der laufenden 
Messreihe 1999/2000 10 Hochfrequenzanlagen im Stadtgebiet München 
überprüft.

EMF-
Monitoring
für München

Eine im Vergleich zu diesen Projekten genauere Untersuchung elektro-
magnetischer Felder im urbanen Bereich mit seinen unterschiedlichen 
Gebietsstrukturen und der Anlagendichte könnte für die Stadtverwaltung 
z. B. nützlich sein, wenn neue Mobilfunkstandorte im Rahmen des kom-
munalen Abstimmungsverfahrens zu bewerten sind. Zudem könnten die 
Ergebnisse für die Bewertung des Münchner Vorsorgemodells herange-
zogen werden.

Das Referat für Gesundheit und Umwelt sollte deshalb Ziele, Umfang, Fi-
nanzierung eines städtischen EMF-Monitoringprojektes unter Darstellung 
aller technischen Möglichkeiten entwickeln. Dabei sind auch Ergebnisse 
laufender Monitoringprojekte der Regulierungsbehörde für Telekommuni-
kation und Post und des Landesamtes für Umweltschutz zu berücksich-
tigen. Das Konzept des Münchner EMF-Monitoring wird dann dem Stadt-
rat zur Entscheidung vorgelegt.

7. 2. Münchner Mobilfunk-Hearing

Die Stadtverwaltung wird gemäß dem Änderungsantrag der SPD-
Fraktion vom 26.09.02 das zweite Münchner Mobilfunk-Hearing durchfüh-
ren. Zentrales Thema des Hearings wird das Thema UMTS sein.

2. Münchner 
Mobilfunk-
Hearing ge-
plant
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Zudem hat der Berufsverband der Deutschen Baubiologen Anfang April 
2003 eine Tagung zum Thema „Energieversorgung und Mobilfunk“ in Ko-
operation mit dem Referat für Gesundheit und Umwelt veranstaltet.

8. Rechtliche Entwicklungen

26. BImSchV

Mit dem Änderungsantrag der SPD-Fraktion vom 26.09.02 hat das Refe-
rat für Gesundheit und Umwelt den Auftrag erhalten, die Erfolgsaussich-
ten einer gerichtlichen Überprüfung der 26. BImSchV im Hinblick auf das 
Minimierungsgebot zu prüfen.

Hier ist insbesondere der Beschluss der 3. Kammer des Ersten Senats 
des BVerfG vom 28.02.02 – 1 BvR 1676/2001 (Anlage 6) von Bedeutung.
In diesem Beschluss über die Annahme einer Verfassungsbeschwerde 
bringt die Kammer zum Ausdruck, dass der Verordnungsgeber nicht 
verpflichtet sei, die geltenden Grenzwerte zum Schutz vor den Immissio-
nen der Mobilfunksendeanlagen zu verschärfen. Zum im Immissions-
schutz verankerten Vorsorgeprinzip führt die Kammer aus, „dass es al-
lein der politischen Entscheidung des Verordnungsgebers obliegt, ob er –
bei gebotener Beachtung konkurrierender öffentlicher und privater Inte-
ressen – Vorsorgemaßnahmen in einer solchen Situation der Ungewiss-
heit sozusagen ins Blaue hinein ergreifen will.“

Grundsätzlich haben Kammerentscheidungen des BVerfG keine Bin-
dungswirkung für evtl. spätere Senatsentscheidungen. Auch wenn es 
sich hier daher nicht um eine Normenkontrolle, sondern um eine Einzel-
fallprüfung im Rahmen einer Verfassungsbeschwerde handelt, ist der 
Kammerbeschluss nach Ansicht des Referat für Gesundheit und Umwelt 
zumindest ein Indiz dafür, dass der Ausgang eines Rechtstreits über die 
Verfassungsmäßigkeit der 26. BImSchV äußerst ungewiss ist. In ihrer 
Entscheidung bezog sich die Kammer ausdrücklich auf das ihr vorgeleg-
te, nicht sehr umfangreiche Beweismaterial.

Davon abgesehen kämen als mögliche Rechtsbehelfe die konkrete Nor-
menkontrolle oder die Verfassungsbeschwerde in Betracht. Die Landes-
hauptstadt München hat als Gemeinde jedoch nur bei der Verfassungs-
beschwerde ein Initiativrecht, vorausgesetzt die 26. BImSchV bzw.  das 

üb üf d Mi i i b t ü d d R ht d k l

Verfassungs-
mäßigkeit der 
26. BImSchV

Kammerent-
scheidung
des BVerfG
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zu überprüfende Minimierungsgebot würden das Recht der kommunalen 
Selbstverwaltung verletzen.

Dies ist hier nicht der Fall, so dass es zielführender ist, weiterhin im 
Rahmen der politischen Gremienarbeit (u. a. Bayerischen und Deut-
schen Städtetag) zu versuchen, eine Änderung der Rechtsvorschriften 
zu erreichen. Einer rechtlichen Initiative Dritter steht dies jedoch nicht 
entgegen.

politische
Gremienar-
beit vor 
Rechtsstreit

Baurecht

Inzwischen liegen weitere, allerdings noch nicht rechtskräftige Verwal-
tungsgerichtsentscheidungen vor, die die städtebauliche Relevanz von 
baugenehmigungsfreien Mobilfunksendeanlagen (< 10 m Masthöhe) in 
reinen bzw. allgemeinen Wohngebieten bejahen. Diesbezüglich wird auf 
die Ausführungen des Planungsreferates zu den Bauplanungs- und bau-
ordnungsrechtlichen Handlungsspielräumen im Beschluss des Umwelt-
schutzausschusses vom 26.09.02 „Fragwürdige UMTS-Technik“ verwie-
sen. Das Planungsreferat wird weiterhin die Entwicklung der Rechtspre-
chung beobachten und ggf. dem Stadtrat berichten.

aktuelle Ent-
scheidungen
zum Baupla-
nungs- und 
Bauord-
nungsrecht

In diesem Zusammenhang wird auch ein aktueller Beschluss des OVG 
Münsters über die Gebietsverträglichkeit von Mobilfunksendeanlagen und 
die baurechtliche Wirkung funkrechtlicher Sicherheitsabstände bewertet.

Zusammenfassung

Die Beibehaltung des Münchner Vorsorgemodells in alter Form als Kernstück des städti-
schen Vorsorgekonzeptes ist nicht mehr zielführend. Das gemeinsame Ziel aller Beteilig-
ten, der Stadtverwaltung sowie der Netzbetreiber, muss es sein eine weitest gehende 
Strahlenminimierung für die Bevölkerung zu erreichen. Die städtischen Liegenschaften 
werden deshalb künftig ausschließlich unter den aufgeführten verwaltungsinternen Vorsor-
geanforderungen bei Zustimmung der Nutzer als Standortoptionen für Mobilfunksendeanla-
gen zur Verfügung gestellt.

Damit bringt die Landeshauptstadt München trotz fehlender rechtlicher Handhabe eine wei-
tere Maßnahme auf den Weg, einen sinnvollen und praktikablen Konsens zwischen Inte-
ressen der Bürgerinnen und Bürger und der Mobilfunkfirmen zu erreichen.
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Die Beschlussvorlage ist mit dem Kommunal-, Planungs-, Personal- und Organisations-,
Bau-, Schul- und Kultusreferat, dem Sozialreferat sowie dem Referat für Arbeit und Wirt-
schaft abgestimmt.

Die Korreferentin des Referates für Gesundheit und Umwelt, Frau Stadträtin Dr. Anker,  die 
zuständige Verwaltungsbeirätin, Frau Stadträtin Caim, die Antragstellerinnen sowie die 
Stadtkämmerei haben einen Abdruck der Vorlage erhalten.

II. Antrag des Referenten

1. Dem Münchner Vorsorgemodell 2003, unter welchen Vorsorgeanforderungen künftig 
städtische Liegenschaften und Gebäude für Mobilfunksendeanlagen vermietet werden 
können, wird zugestimmt.

Die mit dem Bau und der Vermietung städtischer Liegenschaften und Gebäude be-
fassten Referate setzen das Münchner Vorsorgemodell zusammen mit dem Referat 
für Gesundheit und Umwelt um.

Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, mit den Mobilfunkbetreibern 
im Falle der Nutzung eines städtischen profilüberragenden Gebäudes zu verhandeln, 
nicht mehr erforderliche Standorte im Umkreis des städtischen Gebäudes abzubauen.

2. Das Referat für Gesundheit und Umwelt berichtet dem Stadtrat nach einem Jahr über 
die Erfahrungen des neuen Vorsorgemodells.

3. Das Referat für Gesundheit und Umwelt legt dem Stadtrat im 1. Halbjahr 2004 ein 
Konzept für ein städtisches EMF-Monitoringprojekt zur Entscheidung vor.

4. Die Stadtratsanträge
- Strahlung durch Mobilfunk-Antenne; Antrag Nr. 02-08 / A 00095 von Frau StRin 
Ursula Sabathil vom 21.06.2002
- Fragwürdige UMTS-Technik; Änderungsantrag der SPD-Fraktion vom 26.09.2002
sind damit geschäftsordnungsgemäß erledigt.

III. Beschluss
nach Antrag. Die endgültige Entscheidung in dieser Angelegenheit bleibt der 
Vollversammlung des Stadtrates vorbehalten.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München
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Der/Die Vorsitzende Der Referent

Joachim Lorenz
Ober/Bürgermeister/in Berufsmäßiger Stadtrat

IV. Abdruck von I mit III.
über den stenographischen Sitzungsdienst
an das Revisionsamt
an die Stadtkämmerei
an das Direktorium – Dokumentationsstelle
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU 122
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU 153
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU-GLS-SB
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU-GB
an das Planungsreferat
an das Planungsreferat - HA IV/10
an das Referat für Arbeit und Wirtschaft
an das Kommunalreferat
an das Schul- und Kultusreferat
an das Baureferat
an das Sozialreferat
an das Personal- und Organisationsreferat

V. Wv Referat für Gesundheit und Umwelt RGU 122



SPD Fraktion        FDP Fraktion

Beschluss des Umweltschutzausschuss vom 4.6.03

Top: Mobilfunk: Münchner Vorsorgemodell 2003

Änderungsantrag

Punkt 1
geändert

Dem Münchner Vorsorgemodell 2003, unter welchen Vorsorgeanforderungen künftig 

städtische Liegenschaften und Gebäude für Mobilfunksendeanlagen vermietet werden 

können, wird unter folgender Maßgabe zugestimmt:
Die Immissionsprognose wird in Form eines 3D-Modells mit Gebäudeprofilen und 

Reflexionen, bezogen auf die maximale Sendeleistung in alle Hauptstrahlrichtungen 

berechnet und dargestellt. Die Angabe erfolgt auf Feldstärkebasis, es kann auch eine 
vergleichbare Analyse herangezogen werden – das Modell gilt vorbehaltlich einer 

bundeseinheitlichen Regelung. In der Prognose ist der Immissionsort ersichtlich, an

dem sich Menschen nicht nur vorübergehend aufhalten und wo erwartungsgemäß (z.B. 

aufgrund der Antennencharakteristik oder durch Reflexionen) die höchsten

Immissionen auftreten.

Die mit dem Bau und der Vermietung städtischer Liegenschaften und Gebäude

befassten Referate setzen das Münchner Vorsorgemodell zusammen mit dem Referat 

für Gesundheit und Umwelt um.

Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, mit den Mobilfunkbetreibern 

im Falle der Nutzung eines städtischen profilüberragenden Gebäudes zu verhandeln, 

nicht mehr erforderliche Standorte im Umkreis des städtischen Gebäudes abzubauen. 

Punkt 2. Wie Ref. Antrag
Punkt 3 Wie Ref. Antrag

Punkt 4

neu

Da die Anlage 5 nicht den Anforderungen an die Immissionsprognose entspricht wird 

sie als Beispiel für eine Immissionsprognose dem Antrag nicht mehr beigelegt.

Punkt 5 Wie Punkt 4. Ref. Antrag

Sabine Krieger Sven Thanheiser Gabriele Neff

Stadträtin Stadtrat Stadträtin

rosa liste münchen



Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; email: csu-fraktion@muenchen.de

Ursula Sabathil
CSU-Stadtratsfraktion

MITGLIED DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

80331 München ANTRAG
21.06.02

Strahlung durch Mobilfunk-Antenne

Das Umweltschutz-Referat wird gebeten, das „Duisburger“ Modell zu bewerten und 
die Erkenntnisse dem Umweltschutzausschuss vorzustellen

Begründung:

Im Umweltausschuss des Deutschen Städtetages vom 06./07.06.2002 wurde das so-
genannte „Duisburger Modell“ vorgestellt, das auf der Erkenntnis aufbaut, die laut Na-
turwissenschaftlern schon jahrelang bekannt ist: Direkt unter dem „Strahlenschirm“ von 
Mobilfunk-Antennen ist das Leben am sichersten, sicherer jedenfalls als im Umkreis des 
„Schirmes“.

Die Duisburger stellen deshalb die Mobilfunk-Antennen gerade in sensiblen Berei-
chen auf, nämlich direkt auf Kindergärten, auf Altenheime und Krankenhäuser, auf
Schulen etc.

Diese völlig andere Reaktion einer deutschen Stadt auf mögliche Umweltbelastun-
gen bedarf der Diskussion im Stadtrat

Ursula Sabathil, Stadträtin



Anlage 2 zur Beschlussvorlage des Umweltschutzausschusses vom 03.06.03

Städt. Gebäude

Mobilfunksendeanlage

Abstand: ca. 35 m



                                                     Communiqués du Maire 

                                                   Communiqué du 25/2/2003

                                            Charte relative aux antennes-relais à Paris

LA VILLE DE PARIS ET LES OPERATEURS DE TÉLÉPHONIE MOBILE SONT D’ACCORD 
SUR LES ACTIONS A METTRE EN ŒUVRE DANS LA CAPITALE 

 La Ville de Paris et les trois opérateurs de téléphonie mobile - Bouygues Telecom, Orange et 
SFR -se félicitent des avancées de leur négociation sur la Charte relative à l’installation des 
antennes-relais dans la capitale. 

Les négociations ont conduit à un accord sur des principes généraux et leurs modalités 
d’application. La Charte devrait être signée début mars 2003. 

Dans ce contexte, la Ville de Paris et les trois opérateurs de téléphonie mobile ont souhaité 
faire ensemble un point sur les objectifs de la Charte ainsi que sur les dispositions d’ores et 
déjà actées. 

La Charte vise à permettre un développement de la téléphonie mobile à Paris dans le respect 
du paysage urbain, la garantie d’une information transparente et l’assurance d’une exposition 
minimale des Parisiennes et Parisiens aux champs électromagnétiques. 

La Charte poursuit ces objectifs, dans le respect du principe de précaution à l’origine de la
 réglementation en vigueur dans laquelle elle se situe, et notamment du décret du 3 mai 2002 
qui en tient compte et qui a fixé au plan national les valeurs de référence limitant l’exposition 
de tout public aux champs électromagnétiques. 

Les objectifs de la Charte se traduiront par les dispositions suivantes : 

1- Une meilleure intégration des antennes-relais dans le paysage parisien 

2- Des règles d’information et de concertation pour l’installation ou la modification 
substantielle des antennes-relais : 

- Création d’une Commission de Concertation 

- Information, à l’initiative des Maires d’arrondissement, des Comités d’Initiative et de 
Consultation  des Arrondissements (CICA) 

- Information des Parisiens sur les niveaux de champs électromagnétiques au voisinage des
 antennes-relais.

 Cette information s’appuiera sur des mesures de champs électromagnétiques effectuées 
chaque année dans 600 lieux de vie. Les mesures seront réalisées par des organismes 
indépendants, conformément au protocole de l’Agence Nationale des Fréquences. 

3- La garantie aux Parisiennes et Parisiens d’un niveau faible d’exposition, tenant compte du
développement de la téléphonie mobile y compris celui de l’UMTS. 

La Ville de Paris et les opérateurs de téléphonie mobile détermineront dans cette Charte un 
indice d’exposition pour la capitale. 

En cohérence avec l’étude réalisée par l’Agence Nationale des Fréquences en 2001, cet 
Indice devrait confirmer l’exposition faible des lieux de vie - exposition souvent de plusieurs 
dizaines fois inférieure aux valeurs de référence réglementaires. 



Par la mise en œuvre de cette charte, la Ville de Paris et les opérateurs de téléphonie mobile
veulent contenir l’indice d’exposition, dans les prochaines années, autour du niveau actuel. 
Les opérateurs proposeront à la Ville de Paris différentes approches correctives pour les lieux 
de vie où des écarts sensibles avec l’Indice d’Exposition seraient mis en évidence. 



Datum: 31.03.2003
Telefon 233 - 2 46 93
Telefax 233 - 2 77 97
Herr Lippert

Referat für Gesundheit
und Umwelt
Immissionsschutzrecht
RGU 122

Vereinbarung über die Basisstationen (BS) in Paris
Pressemitteilung des Oberbürgermeister von Paris vom 25.02.2003
Übersetzung

I. Vormerkung

„Vereinbarung über die Basisstationen in Paris

Die Stadt Paris (P) und die Mobilfunkbetreiber (MB) sind über die Aktionen, die in der Haupt-
stadt umgesetzt werden sollen, übereingekommen.

Die Stadt Paris und die 3 MB – Bouygues Telecom, Orange und SFR – beglückwünschen sich 
bzgl. der Fortschritte ihrer Verhandlungen über die Vereinbarung über die Installation von BS in 
der Hauptstadt.

Die Verhandlungen haben zu einem Einverständnis über die grundlegenden Prinzipien und de-
ren Umsetzung geführt. Die Charta dürfte Anfang März 2003 unterzeichnet werden.

In diesem Zusammenhang war es für P und die 3 MB wünschenswert, eine gemeinsame Er-
klärung über die Inhalte der Charta wie auch die gewünschten und die bereits umgesetzten 
Vorgaben herauszugeben.

Die Charta sieht vor eine Entwicklung

• der mobilen Telekommunikation in Paris unter Berücksichtigung der urbanen Struktur,

• die Garantie einer transparenten Information und

• die Zusicherung einer minimalen Belastung (Exposition der Pariserinnen und Pariser 
durch elektromagnetische Felder).

Die Inhalte stellen sind anhand der folgenden Vorgaben dar:

1. Eine bessere Integration der BS in das Pariser Stadtbild

2. Regeln über die Information und die Abstimmung bzgl. Installation oder wesentlichen 
Veränderung der BS:

� Einrichtung eines „Runden Tisches“ (Kommission zur gegenseitigen Abstim-
mung

� Information auf Initiative der Bürgermeister der Stadtbezirke, der Bürgerinitiati-
ven

� Information der Pariser Bevölkerung über die Höhe der elektromagnetischen 
Felder in der Nachbarschaft von BS.
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Diese Information bezieht sich auf die jährliche Messung von elektromagneti-
schen Feldern von 600 Wohnorten. Die Messungen werden von unabhängigen 
Organisationen durchgeführt, entsprechend den Vorgaben der Agence Nationale 
des Fréquences – ANF (Anm.: RegTP Frankreichs)

3. Die Garantie an die Pariserinnen und Pariser über ein niedriges Expositionsniveau (eine 
geringe Belastungsstärke), die der Entwicklung der mobilen Telekommunikation ein-
schließlich UMTS – Ausbau Rechnung trägt.

Die Stadt P. und die MB legen in dieser Vereinbarung einen Belastungsindex für die 
Hauptstadt fest.

In Übereinstimmung mit der von der ANF 2001 erstellten Studie dürfte dieser Index die niedrige 
Belastung der Wohnbereiche bestätigen, deren Exposition häufig mehrere 10er-Potenzen unter 
den gesetzlich festgelegten Werten liegen.

Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung wollen die Stadt P. und die MB den Expositionsindex 
während der nächsten Jahre auf dem aktuellen Niveau einhalten. Die Betreiber werden der 
Stadt P. verschiedne korrigierende Maßnahmen für Wohnorte und sensible Bereiche vorschla-
gen, damit das Belastungsniveau klargestellt wird.“



Zitierung: BVerfG, 1 BvR 1676/01 vom 28.2.2002, Absatz-Nr. (1 - 20),
http://www.bverfg.de/
Frei für den privaten Gebrauch. Kommerzielle Nutzung nur mit Zustimmung des Gerichts.

 BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 1 BvR 1676/01 -

 In dem Verfahren
 über
 die Verfassungsbeschwerde

 des Herrn G...

- Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Wilhelm Krahn-Zembol,
                     Lüneburger Straße 36, 21403 Wendisch
                     Evern -

 gegen den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts
       Rheinland-Pfalz in Koblenz vom 20. August
       2001 - 1 A 10382/01.OVG -

hat die 3. Kammer des Ersten Senats des
 Bundesverfassungsgerichts durch

 den Vizepräsidenten Papier
 und die Richterinnen Haas,
 Hohmann-Dennhardt

 gemäß § 93 b in Verbindung mit § 93 a BVerfGG in der Fassung
 der Bekanntmachung vom 11. August 1993 (BGBl I S. 1473) am
28. Februar 2002 einstimmig beschlossen:

 Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung
 angenommen.

 Gründe:

 I.

 Die Verfassungsbeschwerde betrifft die Fragen, ob der 1
 Verordnungsgeber die geltenden Immissionsgrenzwerte zum 
 Schutz vor hypothetischen Gefährdungen verschärfen muss und
 unter welchen Voraussetzungen die Gerichte verpflichtet
 sind, Beweis über die Behauptung zu erheben, die geltenden
 Grenzwerte seien angesichts neuer wissenschaftlicher
 Erkenntnisse zur Gefährlichkeit von Immissionen überholt.



 1. Der Beschwerdeführer ist Eigentümer eines von ihm 2
 bewohnten Grundstücks in der Nähe einer Mobilfunkanlage;
 solche Anlagen werden in § 1 Abs. 2 Nr. 1 der 26. BImSchV
 (Verordnung über elektromagnetische Felder vom 16. Dezember
 1996, BGBl I S. 1966) als Hochfrequenzanlagen definiert. Die
 hier in Rede stehende Mobilfunkanlage hält die in Anhang 1
 zu § 2 der 26. BImSchV festgesetzten Grenzwerte unstreitig
 ein. Diese Grenzwerte beruhen auf den übereinstimmenden
 Empfehlungen des Komitees für nichtionisierende Strahlen der
 Internationalen Strahlenschutzvereinigung, der
 Internationalen Kommission für den Schutz vor
 nichtionisierenden Strahlen sowie der beim Bundesamt für
 Strahlenschutz (Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
 Umwelt) angesiedelten Strahlenschutzkommission (vgl.
 BRDrucks 393/96, S. 10). Sie orientieren sich an
 nachweisbaren Gesundheitsgefahren einer durch
 Hochfrequenzfelder ausgelösten Erwärmung des Gewebes (vgl.
 BRDrucks 393/96, S. 15; Kutscheidt, NJW 1997, S. 2481,
 2483). Der Verordnungsgeber hatte weiter gehende
 Schutzmaßnahmen abgelehnt, weil sie sich nicht auf
 verlässliche wissenschaftliche Erkenntnisse stützen könnten
 (vgl. BRDrucks 393/96, S. 22 und BRDrucks 393/1/96, S.
 3 ff.). In einer Entschließung anlässlich der Verabschiedung
 der Verordnung forderte der Bundesrat die Bundesregierung
 auf, ihm einen Bericht vorzulegen, wenn sich neue
 wissenschaftliche Erkenntnisse für die Bewertung der
 Möglichkeit langfristiger Gesundheitsschäden durch die
 Einwirkung elektromagnetischer Felder ergäben (vgl. BRDrucks
 393/96 <Beschl.> S. 5).

 2. Der Beschwerdeführer hat im Ausgangsverfahren die 3
 baurechtliche Genehmigung zur Errichtung einer
 Mobilfunkanlage mit der Begründung angefochten, die
 elektromagnetischen Felder, die diese Anlage verursache,
 schädigten seine Gesundheit. Die Klage blieb in beiden
 Instanzen erfolglos.

 Das Oberverwaltungsgericht hat den Antrag des 4
 Beschwerdeführers auf Zulassung der Berufung mit Beschluss
 vom 20. August 2001 abgelehnt. Es bestünden keine
 ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit der Entscheidung des
 Verwaltungsgerichts im Blick auf die aus Art. 2 Abs. 2 Satz
 1 GG abzuleitende staatliche Schutzpflicht. Der
 Verordnungsgeber könne gerichtlich nicht verpflichtet
 werden, bei der Bestimmung der Grenzwerte auch den nur
 möglichen, aber nicht nachgewiesenen Gesundheitsgefährdungen



 zu begegnen. Es werfe auch keine rechtlichen Bedenken auf,
 dass das Verwaltungsgericht den Anträgen des
 Beschwerdeführers auf Einholung von Sachverständigenbeweisen
 zur Frage der Gefährlichkeit von elektromagnetischen
 Strahlen unterhalb der geltenden Grenzwerte nicht gefolgt
 sei. Es sei nicht Aufgabe der Gerichte, die dem
 Verordnungsgeber zugewiesene Wertung wissenschaftlicher
 Streitfragen durch eine eigene Bewertung zu ersetzen. Der
 Beschwerdeführer habe seine Auffassung einer
 gesundheitsschädlichen Wirkung der Immissionen von
 Hochfrequenzanlagen unterhalb der Grenzwerte auch nicht mit
 wissenschaftlich belegbaren Fakten untermauern können,
 welche die Entscheidung des Verordnungsgebers zu den
 Grenzwerten als völlig unzulänglich erscheinen lassen
 könnten. Den von ihm vorgelegten Berichten und
 Untersuchungen ließen sich keine neuen gesicherten
 wissenschaftlichen Erkenntnisse zu der Frage entnehmen, ob
 die Grenzwerte der 26. BImSchV ausreichend seien. Auch die
 unter Vorlage ärztlicher Bescheinigungen geltend gemachte
 Behauptung des Beschwerdeführers, seine Erkrankungen seien
 ursächlich auf die Mobilfunkstation zurückzuführen, hätten
 dem Verwaltungsgericht keinen Anlass zu einer entsprechenden
 Beweiserhebung geben müssen. Den ärztlichen Bescheinigungen
 ließen sich keine konkreten Anhaltspunkte für die behauptete
 Kausalität entnehmen.

 II.

 Der Beschwerdeführer wendet sich gegen den Beschluss des 5
 Oberverwaltungsgerichts und rügt die Verletzung der Art. 2
 Abs. 2, Art. 14 Abs. 1 und Art. 103 Abs. 1 GG.

 Es verstoße gegen Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, wenn dem 6
 Verordnungsgeber das Recht zugesprochen werde, nicht
 auszuschließende Schädigungen der Gesundheit durch
 elektromagnetische Strahlungen in Kauf zu nehmen, nur weil
 es schwierig sei, die weiter gehenden Wirkungen auch mit
 konkreten Grenzwerten zu erfassen. Jedenfalls verlange die
 staatliche Schutzpflicht nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG von
 den Gerichten, die Schutzeignung der geltenden Grenzwerte
 anhand des aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstandes zu
 überprüfen. Dies habe das Oberverwaltungsgericht verkannt,
 weil es die erstinstanzliche Ablehnung seiner Anträge auf
 Einholung von Sachverständigenbeweisen zu neuen
 wissenschaftlichen Erkenntnissen über die Gefährlichkeit
 hochfrequenter Strahlen unterhalb der Grenzwerte und zur
 Ursächlichkeit der Strahlung für seine Erkrankungen



 unbeanstandet gelassen habe. Das Oberverwaltungsgericht habe
 außerdem die von ihm als Beleg für die behaupteten neuen
 wissenschaftlichen Erkenntnisse und seiner strahlenbedingten
 gesundheitlichen Beeinträchtigungen vorgelegten Berichte und
 ärztlichen Bescheinigungen in verfassungswidriger Weise
 falsch bewertet.

 III.

 Die Annahmevoraussetzungen liegen nicht vor (§ 93 a Abs. 2 7
 BVerfGG). Die Verfassungsbeschwerde wirft keine
 grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Fragen auf; sie hat
 auch keine Aussicht auf Erfolg.

 1. Die Rüge einer Verletzung der aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG 8
 abzuleitenden staatlichen Schutzpflicht durch den Beschluss
 des Oberverwaltungsgerichts greift nicht durch.

 a) Es kann offen bleiben, ob die staatliche Schutzpflicht 9
 vorliegend berührt ist (so auch hinsichtlich der Grenzwerte
 für Niederfrequenzanlagen BVerfG, Kammerbeschluss vom 17.
 Februar 1997, NJW 1997, S. 2509). Die Entscheidung des
 Oberverwaltungsgerichts genügt jedenfalls den aus Art. 2
 Abs. 2 Satz 1 GG sich ergebenden Anforderungen an den
 staatlichen Schutz der menschlichen Gesundheit.

 b) Keinen verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet die 10
 Auffassung des Oberverwaltungsgerichts, der Verordnungsgeber
 sei im Blick auf Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG nicht verpflichtet,
 die geltenden Grenzwerte zum Schutz vor Immissionen zu
 verschärfen, über deren gesundheitsschädliche Wirkungen
 keine verlässlichen wissenschaftlichen Erkenntnisse
 vorliegen.

 Dem Verordnungsgeber kommt bei der Erfüllung der staatlichen 11
 Schutzpflicht nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG ein weiter
 Einschätzungs-, Wertungs- und Gestaltungsbereich zu, der
 auch Raum lässt, konkurrierende öffentliche und private
 Interessen zu berücksichtigen. Die verfassungsrechtliche
 Schutzpflicht gebietet nicht, alle nur denkbaren
 Schutzmaßnahmen zu treffen. Deren Verletzung kann vielmehr
 nur festgestellt werden, wenn die öffentliche Gewalt
 Schutzvorkehrungen überhaupt nicht getroffen hat oder die
 getroffenen Maßnahmen gänzlich ungeeignet oder völlig
 unzulänglich sind, das gebotene Schutzziel zu erreichen oder
 erheblich dahinter zurückbleiben (vgl. BVerfGE 56, 54 <81>;
 77, 381 <405>; 79, 174 <202>; stRspr).



 Ausgehend hiervon besteht entgegen der Auffassung des 12
 Beschwerdeführers keine Pflicht des Staates zur Vorsorge
 gegen rein hypothetische Gefährdungen. Die geltenden
 Grenzwerte könnten nur dann verfassungsrechtlich beanstandet
 werden, wenn erkennbar ist, dass sie die menschliche
 Gesundheit völlig unzureichend schützen. Davon kann so lange
 keine Rede sein, als sich die Eignung und Erforderlichkeit
 geringerer Grenzwerte mangels verlässlicher
 wissenschaftlicher Erkenntnisse noch gar nicht abschätzen
 lässt. Das Oberverwaltungsgericht weist zu Recht darauf hin,
 dass es allein der politischen Entscheidung des
 Verordnungsgebers obliegt, ob er - bei gebotener Beachtung
 konkurrierender öffentlicher und privater Interessen -
 Vorsorgemaßnahmen in einer solchen Situation der
 Ungewissheit sozusagen "ins Blaue hinein" ergreifen will.
 Dementsprechend verlangt die Schutzpflicht aus Art. 2 Abs. 2
 Satz 1 GG nicht von den Gerichten, den Verordnungsgeber
 deshalb auf einer wissenschaftlich ungeklärten
 Tatsachengrundlage zur Herabsetzung der Grenzwerte zu
 verpflichten, weil nachteilige Auswirkungen von Immissionen
 auf die menschliche Gesundheit nicht ausgeschlossen werden
 können.

 c) Die Auffassung des Oberverwaltungsgerichts, das 13
 Verwaltungsgericht sei nicht verpflichtet gewesen, den
 aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand zur
 Gefährlichkeit hochfrequenter elektromagnetischer Felder
 durch Einholung von Sachverständigenbeweisen zu ermitteln,
 ist ebenfalls verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.

 Bei komplexen Gefährdungslagen, über die noch keine 14
 verlässlichen wissenschaftlichen Erkenntnisse vorliegen,
 kommt dem Verordnungsgeber ein angemessener Erfahrungs- und
 Anpassungsspielraum zu. In einer solchen Situation der
 Ungewissheit verlangt die staatliche Schutzpflicht von den
 Gerichten weder, ungesicherten wissenschaftlichen
 Erkenntnissen mit Hilfe des Prozessrechts zur Durchsetzung
 zu verhelfen, noch, die Vorsorgeentscheidung des
 Verordnungsgebers unter Kontrolle zu halten und die
 Schutzeignung der Grenzwerte jeweils nach dem aktuellen
 Stand der Forschung zu beurteilen. Es ist vielmehr Sache des
 Verordnungsgebers, den Erkenntnisfortschritt der
 Wissenschaft mit geeigneten Mitteln nach allen Seiten zu
 beobachten und zu bewerten, um gegebenenfalls weiter gehende
 Schutzmaßnahmen treffen zu können. Eine Verletzung der
 Nachbesserungspflicht durch den Verordnungsgeber kann



 gerichtlich erst festgestellt werden, wenn evident ist, dass
 eine ursprünglich rechtmäßige Regelung zum Schutz der
Gesundheit auf Grund neuer Erkenntnisse oder einer
 veränderten Situation verfassungsrechtlich untragbar
 geworden ist (vgl. BVerfGE 49, 89 <130, 132 f.>; 56, 54
 <78 ff.>; BVerfG, Kammerbeschluss vom 17. Februar 1997,
 a.a.O.; vgl. auch BVerwG, Beschluss vom 16. Februar 1998,
 NVwZ 1998, S. 631). Das Oberverwaltungsgericht trägt dieser
 eingeschränkten gerichtlichen Prüfungsbefugnis in
 verfassungsrechtlich nicht zu beanstandender Weise dadurch
 Rechnung, dass es eine eigenständige Risikoeinschätzung auf
der Grundlage einer gerichtlichen Beweiserhebung von der
 konkreten Darlegung gesicherter Erkenntnisse von erheblichem
 wissenschaftlichem Gewicht abhängig macht, die anerkannte
 Stellen über eine unzureichende Schutzeignung der geltenden
 Grenzwerte gewonnen haben.

 Eine solche Verteilung der Verantwortung zur Beurteilung 15
 komplexer, wissenschaftlich umstrittener Gefährdungslagen
 zwischen Exekutive und Gerichten trägt auch den nach
 Funktion und Verfahrensweise unterschiedlichen
 Erkenntnismöglichkeiten beider Gewalten Rechnung (vgl.
 BVerfGE 61, 82 <114 f.>; 84, 34 <50>; 95, 1 <15> m.w.N.).
 Dies zeigt der vorliegend in Rede stehende Forschungsbereich
 deutlich. Untersuchungen zu den Auswirkungen
 elektromagnetischer Felder auf den Menschen finden bereits
 seit längerem auf internationaler Ebene und fachübergreifend
 statt, insbesondere auch zu den hier in Rede stehenden
 Einwirkungen unterhalb der geltenden Grenzwerte. Die
 Forschungen sind nach wie vor keineswegs abgeschlossen.
 Vielmehr ist die Zahl neuer Forschungsarbeiten äußerst groß
 (vgl. BTDrucks 14/3911, S. 48 f. zu einer parlamentarischen
 Anfrage). In dieser Situation kann durch die Betrachtung
 einzelner wissenschaftlicher Studien kein konsistentes Bild
 über die Gefährdungslage erlangt werden; eine kompetente
 Risikobewertung setzt stattdessen die laufende
 fachübergreifende Sichtung und Bewertung der umfangreichen
 Forschung voraus (vgl. BTDrucks 14/3911, a.a.O.; Weese, BWGZ
 2001, S. 781, 782). Diese Aufgabe wird von verschiedenen
 internationalen und nationalen Fachkommissionen
 wahrgenommen, unter anderem von einer beim Bundesamt für
 Strahlenschutz gebildeten Arbeitsgruppe von Experten aus den
 mit dem Forschungsgegenstand befassten Fachrichtungen (vgl.
 BTDrucks 14/3911, a.a.O. und 14/6999, S. 44 f. jeweils auf
 parlamentarische Anfragen). Es liegt auf der Hand, dass die
 gerichtliche Beweiserhebung anlässlich eines konkreten
 Streitfalles die gebotene Gesamteinschätzung des komplexen



 wissenschaftlichen Erkenntnisstandes nicht leisten kann.
 Eine kompetente eigenständige Risikobewertung durch die
 Gerichte kann erst erfolgen, wenn die Forschung so weit
 fortgeschritten ist, dass sich die Beurteilungsproblematik
 auf bestimmte Fragestellungen verengen lässt, welche anhand
 gesicherter Befunde von anerkannter wissenschaftlicher Seite
 geklärt werden können.

 Verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden ist auch die 16
 Feststellung des Oberverwaltungsgerichts, dem Vorbringen des
 Beschwerdeführers ließen sich keine gewichtigen
 Anhaltspunkte dafür entnehmen, dass die den Grenzwerten für
 Hochfrequenzanlagen zu Grunde liegende Risikoeinschätzung
 des Verordnungsgebers auf Grund neuer wissenschaftlicher
 Erkenntnisse überholt sein könnte. Es ist weder dargelegt
 noch sonst ersichtlich, dass das Oberverwaltungsgericht bei
 der Würdigung des Vorbringens des Beschwerdeführers die
 Bedeutung und Tragweite der aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG
 abzuleitenden Schutzpflicht verkannt haben könnte.

 Hinsichtlich der vom Beschwerdeführer vorgelegten 17
 wissenschaftlichen Publikationen hat das
 Oberverwaltungsgericht festgestellt, auch in diesen
 Publikationen werde eingeräumt, dass es derzeit keinen
 ausreichenden wissenschaftlichen Nachweis über eine
 gesundheitsschädliche Wirkung hochfrequenter
 elektromagnetischer Felder unterhalb der geltenden
 Grenzwerte gebe; den vorgelegten Berichten sei zu entnehmen,
 dass der Nachweis einer pathogenetischen Rolle der
 beschriebenen biologischen Effekte der Strahlung bisher
 nicht zu führen sei. Gleichwohl gegebene Empfehlungen
 geringerer Grenzwerte seien daher ausdrücklich als "rein
 vorbeugend" gekennzeichnet worden. Das Vorbringen des
 Beschwerdeführers gab dem Gericht auf der Grundlage seiner
 Feststellungen von Verfassungs wegen keinen Anlass zu weiter
 gehender Klärung der Gefährdungslage.

 Ohne Verfassungsverstoß hat das Oberverwaltungsgericht 18
 schließlich auch eine Pflicht des Verwaltungsgerichts zur
 Durchführung einer Beweisaufnahme über die Behauptung des
 Beschwerdeführers verneint, die sich innerhalb der
 Grenzwerte haltenden Immissionen der benachbarten
 Hochfrequenzanlage hätten jedenfalls bei ihm zu
 gesundheitlichen Schädigungen geführt. Das gilt schon
 deshalb, weil der Beschwerdeführer nach der Feststellung des
 Oberverwaltungsgerichts nicht ansatzweise aufgezeigt hat,
 dass eine wissenschaftliche Untersuchung seiner



 individuellen Gefährdungssituation neue Einsichten zu der
 Frage erbringen könnte, ob und gegebenenfalls auf welche
 Weise Immissionen von Hochfrequenzanlagen, die die
 Grenzwerte einhalten, sich nachteilig auf die Gesundheit des
 Menschen auswirken. Es ist auch nicht ersichtlich, dass der
 Beschwerdeführer einen solchen neuen Forschungsansatz hätte
 dartun können. Denn bereits bisher wurden in geeigneten
 Fällen neben Zellversuchen und Tierexperimenten auch
 Untersuchungen an Personen vorgenommen, etwa an solchen, die
 berufsbedingt hochfrequenten Feldern ausgesetzt sind oder
 waren, oder die geltend machen, ihre gesundheitliche
 Beeinträchtigung werde durch elektromagnetische Felder
 ausgelöst (vgl. Empfehlungen der Strahlenschutzkommission
 vom September 2001, S. 32 ff., 38).

 2. Von einer weiteren Begründung wird nach § 93 d Abs. 1 19
 Satz 3 BVerfGG abgesehen.

 Diese Entscheidung ist unanfechtbar. 20

 Papier           Haas          Hohmann-Dennhardt




